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„Schutzdienste“ auf und lassen „schwarze Listen“ kursie­
ren, die die Namen von aktiven Gewerkschaftern enthal­
ten, deren Überwachung, Entlassung bzw. Nichteinstellung 
weiterempfohlen wird.30

Eine zentrale Rolle im Rahmen der in der BRD gegen­
wärtig gegen Demokraten angewandten Repressivmaß­
nahmen spielt die Berufsverbotspraxis.31 Damit wird ein 
weiterer Weg beschritten, die Positionen fortschrittlicher 
Kräfte zu demontieren und ein über den Kreis der unmit­
telbaren Opfer hinausgehender „Disziplinierungseffekt“ 
erzielt, der insbesondere in Zeiten besonderer Existenz­
unsicherheit für alle Werktätigen mehr als sonst wirkt. 
Ziel der Berufsverbotspolitik ist es, die DKP im Vorfeld 
der Anwendung strafrechtlicher Staatsschutzbestimmun­
gen zu illegalisieren.

Zum Vorfeld des strafrechtlichen Staatsschutzes gehö­
ren auch arbeitsrechtliche Maßnahmen. So wurde durch 
die Spruchpraxis des Bundesarbeitsgerichts eine Art Ge­
neralklausel für solche Fälle geschaffen, in denen Mitglie­
dern einer fortschrittlichen Organisation wegen ihrer po­
litischen Tätigkeit gekündigt wird, weil diese mit der 
„Tendenz“ ihres Betriebes im Widerspruch steht. Nach 
dieser sehr weit gefaßten Bestimmung des „Tendenzbe- 
triefoes“ kann „jeder Arbeitgeber“, der sich mit seinem 
Unternehmen einer rechtmäßigen Tendenz widmet —etwa 
auf konfessionellem, politischem, gewerkschaftlichem, wis­
senschaftlichem, karitativem, künstlerischem oder ähnli­
chem Gebiet —, einem Arbeitnehmer fristgemäß kündi­
gen, der dieser Tendenz nachhaltig in einer Weise zu­
widerläuft, welche die betrieblichen Interessen berührt“.32

Schließlich sei auf den verstärkten Einsatz der Polizei 
gegen politisch mißliebige Personen verwiesen, wobei po­
lizeiliche Willkür und Terror unter der Losung der Wie­
derherstellung von Recht und Ordnung (law and order) 
zunehmen. Als Beispiel angeführt sei hier nur die Einfüh­
rung des „finalen Todesschusses“ durch § 41 des Muster­
entwurfs für ein einheitliches Polizeigesetz in der BRD. 
Damit hat die Polizei die Möglichkeit, einen gezielten 
tödlichen Schuß auf Menschen abzugeben. Voraussetzung 
ist nach § 6 dieses Musterentwurfs die „Gefahr einer 
schwerwiegenden Verletzung der körperlichen Unver­
sehrtheit“ ; also eine Generalklausel, die den Polizeikräf­
ten weitestgehenden Spielraum läßt. Das Ergebnis davon 
ist, daß in der Zeit von 1976 bis 1979 über 500 gezielte 
Schüsse erfolgten; dabei wurden 216 Personen verletzt und 
52 Bürger getötet.33

•
Das reale Bild des Vorgehens der Repressivorgane der 
kapitalistischen Staaten gegen ihre demokratischen poli­
tischen Gegner zeugt davon, daß die von ihnen internatio­
nal hochgespielte, gegen den Kommunismus gerichtete 
„Menschenrechtsfrage“ allein klar durchschaubaren poli­
tischen Spekulationen dient und nichts mit dem wirkli­
chen Schutz der Rechte und Freiheiten des Menschen, wie 
sie ihm u. a. in den Internationalen Konventionen über 
politische und zivile Rechte zugesichert sind, gemein hat. 1
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Die Beiträge erhärten die Erkenntnis, daß die Grundfragen der gesell­
schaftlichen Rolle von Recht und Gesetzlichkeit zu den zentralen Fragen der 
ideologischen Auseinandersetzung in den kapitalistischen Ländern sowie 
zwischen Sozialismus und Imperialismus gehören. Sie zeigen zugleich eine 
enge Wechselbeziehung zwischen Recht und Demokratie sowie wichtige Sei­
ten der tiefen Krise, die das bürgerliche Recht und die bürgerliche Gesetz­
lichkeit erfaßt haben.


